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Sozialversicherung beim Kreisvorstand des FDGB die Ent­
scheidung darüber, ob ein ArbeitsunfalL vorliegt (§ 222 AGB, 
§ 11 der 1. DB zur SVO). Hierzu arbeitet die BGL eng mit 
den Verantwortlichen im Gesundheits- und Arbeitsschutz zu­
sammen. Die Entscheidung über die Anerkennung des Ar­
beitsunfalls erfordert stets eine gründliche Ermittlung und 
Untersuchung der Ursachen und Bedingungen für die gesund­
heitliche Schädigung. Die BGL stützt sich auf den Rat für 
Sozialversicherung, auf Aktivitäten ehrenamtlicher Arbeits­
schutzinspektoren, Arbeitsschutzkommissionen und die Ar­
beitsschutzobleute (§ 201 Abs. 2 AGB). In der Praxis bewährt 
es sich, wenn bereite bei der Untersuchung des Unfalls, in 
der Phase der Vorbereitung der Entscheidung, der Rat für 
Sozialversicherung eng mit dem zuständigen staatlichen Leiter 
und dem Sicherheitsinspektor zusammenarbeitet. Der Sicher­
heitsinspektor erfüllt als Beauftragter des Leiters Aufgaben 
zur Gewährleistung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
(§ 26 ASVO). Die BGL muß ihrerseits sichern, daß dieses 
Recht qualifiziert wahrgenommen wird. Das schließt ein, daß 
jeder Unfall gründlich untersucht und darüber entschieden 
wird, ob er als Arbeitsunfall anzuerkennen ist. Die BGL muß 
nicht nur bei meldepflichtigen Arbeitsunfällen darüber ent­
scheiden, ob ein lUnfall als Arbeitsunfall anzuerkennen ist. 
Unfälle mit einem Arbeitszeitausfall bis zu drei Tagen sowie 
behandlungsbedürftige Gesundheitsschäden ohne Arbeitsbe­
freiung sind bei Vorliegen der geforderten rechtlichen Krite­
rien ebenfalls als Arbeitsunfälle anzuerkennen.7 Auf dieses 
Recht der Entscheidung kann die BGL nicht verzichten.

Eine wichtige Grundlage für die Entscheidung der BGL 
bildet die umgehend und wahrheitsgemäß ausgefüllte Unfall­
meldung. Das ist eine Aufgabe des zuständigen Verantwort­
lichen im Gesundheits- und Arbeitsschutz (§ 17 ASVO). Der 
Sicherheitsinspektor hat innerhalb seines sachbezogenen Wei­
sungsrechts und der Kontrolle zu gewährleisten, daß die Un­
fallmeldung vollständig und richtig ausgefüllt ist sowie recht­
zeitig erfolgt. Gegebenenfalls hat die BGL darauf Einfluß 
zu nehmen, daß die staatlichen Leiter ihre diesbezügliche 
Verantwortung voll wahrnehmen.

In der Unfallmeldung muß der Betrieb eine Bewertung 
des Unfalls vornehmen. Damit erfolgt aber keinesfalls eine 
Entscheidung über die Anerkennung des Unfalls als Arbeits­
unfall. In das Entscheidungsrecht der BGL darf ein staatlicher 
Leiter nicht eingreifen. Die BGL ist an die entsprechende 
Bewertung des Unfalls durch die staatliche Leitung nicht ge­
bunden.

Nach eingehender Untersuchung des Unfalls und Auswer­
tung der Unfallmeldung sowie der Beachtung der geltenden 
Rechtsvorschriften muß der Rat für Sozialversicherung die 
Entscheidungsvorlagen für die BGL vorbereiten. Hierzu sind 
u. a. die Angaben in der Unfallmeldung sachkundig zu prü­
fen, die zutreffenden Rechtsvorschriften anzuwenden sowie 
ggf. zusätzliche Informationen (Gespräche mit dem Arzt, Zeu­
gen, dem betroffenen Werktätigen) einzuholen.

In der BGL-Sitzung ist dann zu beschließen, ob der Unfall 
als Arbeitsunfall anerkannt wird oder nicht. Wenn der Unfall 
nicht als Arbeitsunfall anerkannt wird, ist diese Entscheidung 
dem Werktätigen unverzüglich nach Beschlußfassung durch 
die BGL in schriftlicher Form gegen Empfangsbestätigung 
auszuhändigen. Für die schriftliche Ausfertigung der Ent­
scheidung der BGL können die vorhandenen Vordrucke der 
Sozialversicherung verwendet werden.

Eine Ausfertigung der Entscheidung erhält der Betrieb. 
Hat die BGL einen Unfall als Arbeitsunfall anerkannt, so 
ist das mit Rechtskraft von der BGL in den Ausweis für 
Arbeit und Sozialversicherung unter Angabe des Unfalltages 
und der Unfallart sowie mit Stempel und Unterschrift ver­
sehen einzutragen.

Die BGL ist bei ihrer Entscheidung an die Rechtsvorschrif­
ten (insbesondere AGB und SVO) gebunden und stützt sich 
zugleich auf Ergebnisse der Rechtsprechung, auf Standpunkte 
und Beschlüsse der Zentralen Beschwerdekommission für So­
zialversicherung des FDGB sowie auf Erläuterungen der an­
zuwendenden gesetzlichen Bestimmungen.

Die Gewerkschaftsleitung muß selbständig das Recht zur 
Entscheidung wahmehmen, sobald sie Kenntnis vom Unfall 
hat und alle Unterlagen vorhanden sind. Ein besonderer An­

trag ist nicht erforderlich. Das schließt natürlich nicht aus, 
daß der Werktätige sich an die BGL wenden und eine Ent­
scheidung über die Anerkennung des Unfalls als Arbeitsun­
fall verlangen kann.

Gegen die Entscheidung der BGL über die Anerkennung 
bzw. Nichtanerkennung eines Unfalls als Arbeitsunfall kön­
nen der Werktätige oder der Betrieb innerhalb von zwei 
Wochen nach Zugang der Entscheidung Einspruch bei der 
Kreisbeschwerdekommission für Sozialversicherung des 
FDGB einlegen (§ 303 AGB, § 88 SVO).8 Sie müssen diese 
Möglichkeit nutzen, um ggf. die Aufhebung einer fehlerhaften 
Entscheidung der BGL zu erwirken. Der für den Beginn der 
Frist geforderte Zugang der Entscheidung ist mit der Aus­
händigung der schriftlichen Mitteilung erfüllt. Um Meinungs­
verschiedenheiten über den Fristbeginn auszuschließen, ist die 
Fixierung des Datums zweckmäßig. Erfolgt die Übermittlung 
der Entscheidung ausnahmsweise auf dem Postwege, sollte 
die BGL die Sendung per „Einschreiben“ und mit Rückschein 
auf geben. Nach Ablauf der Einspruchsfrist ist die getroffene 
Entscheidung der BGL rechtswirksam, d. h., Betrieb und 
Werktätiger können sich darauf berufen und entsprechende 
arbeitsrechtliche und sozialversicherungsrechtliche Ansprüche 
realisieren.

Die BGL trifft ihre Entscheidung über die Anerkennung 
eines Arbeitsunfalls unter strikter Wahrung der Gesetzlich­
keit. Wird jedoch im Einzelfall ein dem Gesetz widerspre­
chender Beschluß gefaßt, ist dieser auf den Einspruch des 
Betriebes, des Werktätigen oder des Staatsanwalts hin (§ 304 
AGB) aufzuheben. Die Entscheidung der BGL ist nur unter 
den gesetzlichen Voraussetzungen und in der gesetzlich be­
stimmten Art und Weise aufzuheben. Die BGL kann also ihre 
einmal getroffene Entscheidung nicht von sich aus korrigieren 
bzw. durch eine andere Entscheidung ersetzen. Die Aufhebung 
einer rechtskräftigen Entscheidung ist allein durch die Kreis­
beschwerdekommissionen der Sozialversicherung möglich; 
Voraussetzung wäre die Verletzung von Rechtsvorschriften.

7 Vgl. „Fehlende Unterschrift — was dann?“, Arbeit und Arbeits­
recht 1985, Heft 3, S. 68.

8 Vgl. hierzu die Richtlinie des Ministerrates der DDR und des 
Bundesvorstandes des FDGB über die Wahl, Aufgaben und Arbeits­
weise der Beschwerdekommissionen für Sozialversicherung des 
FDGB (Anlagen zum gleichnamigen Beschluß vom 21. Februar 1978 
{GBl. I Nr. 8 S. 109]).
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Mit dieser Publikation wird der dritte Band der Studien zum politischen 
System des Imperialismus vorgelegt. Herausgeber und Autoren verfolgen das 
Anliegen, an Hand von Analysen imperialistischer Hauptländer das Allge­
meine und Besondere sowie das Einzelne in der Herausbildung und Entwick­
lung des politischen Systems des Imperialismus sichtbar zu machen und damit 
zugleich einen Beitrag zum tieferen Erfassen der Lage und der Kampfbedin­
gungen der Arbeiterklasse und aller für Frieden und sozialen Fortschritt ein­
tretenden Kräfte in diesen Ländern zu leisten.

Der dritte Band der Studien befaßt sich mit dem politischen System der 
BRD (Bd. 1 = USA,. Bd. 2 = Großbritannien), das vor mehr als dreieinhalb 
Jahrzehnten von den imperialistischen Besatzungsmächten und dem sich wieder 
restaurierenden Monopolkapital geschaffen wurde, um die Klassenherrschaft 
des im zweiten Weltkrieg geschlagenen deutschen Imperialismus zu retten und 
die Basis für ein erneutes Expansionsstreben zu schaffen. Die BRD ist heute 
ein Land mit voll entwickeltem staatsmonopolistischem Kapitalismus, in dem 
die Verflechtung der Macht der Monopole mit der Macht des Staates, tradi­
tionell in der Geschichte des deutschen Imperialismus stark ausgeprägt, beson­
ders eng ist.

Behqndelt werden folgende Sachkomplexe:

— Die Restauration der imperialistischen Staatsordnung in der BRD
— Die ökonomischen Grundlagen des politischen Systems der BRD 
-* Die Monopolverbände im politischen System
— Der zentrale staatliche Exekutivapparat
— Der Bundestag
— Das Bundesverfassungsgericht
— Die bundesstaatliche Ordnung der BRD
— Das Gerichtssystem
— Die Grundrechte
— Das staatsmonopolistische Parteiensystem — Funktionsweise und Wider­

sprüche
— Die BRD in der EG — Auswirkungen auf das politische System
— Arbeiterbewegung und politisches System

Eine instruktive Dokumentation und ein Sachregister vervollständigen diese 
geschichtlich bedeutsame und auf aktuelle Fragen ausgerichtete Arbeit.


